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▶ Die Formulierungshilfe für das Windener-
gie-an-Land-Gesetz adressiert zentrale 
Fehler und Fehlentwicklungen des bishe-
rigen Rechtsrahmens für die Flächenbe-
reitstellung für die Windenergie und 
führt dessen bewährte Strukturelemente 
fort. Es ist grundsätzlich geeignet die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, die Ausbauziele für 
die Windenergie zu erreichen.  

▶ Unter Beschleunigungsgesichtspunk-
ten besteht zusätzlicher Handlungsbe-
darf insbesondere mit Blick auf die kurz-
fristige Flächenbereitstellung bis zur 
Umsetzung des ersten Flächenbeitrags-
werts in den Ländern Ende 2026.  

▶ Um einen solchen zusätzlichen Be-
schleunigungseffekt zu ermöglichen, 
bestehen verschiedene Änderungsmög-
lichkeiten. 

Eignung des Windenergie-an-Land-Ge-
setzes  

▶ Das Windflächenbedarfsgesetz stellt eine 
Verknüpfung zwischen den Windaus-
bauzielen des Bundes und der Flächen-
ausweisung in den Ländern her, die im 
bisherigen Rechtsrahmen fehlt.  

▶ Die Flächenbeitragswerte des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes stellen allein 
Mindestvorgaben dar. Dies wird in § 249 
Abs. 4 BauGB-E ausdrücklich festgestellt. 
Inwieweit Kommunen über die Mindest-
vorgaben durch weitere Flächenauswei-
sungen hinausgehen können, hängt wie 
schon bisher von der raumordnerischen 
Steuerung im jeweiligen Land ab. 

▶ Die Einführung einer klaren Mengenvor-
gabe und die eigentumsrechtlich rele-
vante Umformulierung der Außenbe-
reichsprivilegierung für die Windenergie 
ermöglicht eine Umstellung der bisheri-
gen Ausschlussplanungen („Konzentrati-
onszonenplanungen“) auf klassische Po-
sitivplanungen. Die Planungsprozesse 
können dadurch beschleunigt sowie 
rechtssicherer und gerichtsfester ge-
macht werden.  

▶ Trotz einer punktuellen Modifikation der 
Außenbereichsprivilegierung bleibt 
diese in ihrer Funktion unangetastet. 

Sie bleibt Ausgangspunkt und Rück-
falloption des Windenergieausbaus und 
damit dessen „Grundnorm“. 

▶ Pauschale gesetzliche Mindestab-
stände in den Ländern sind gem. § 249 
Abs. 3 BauGB-E weiterhin möglich. Sie 
werden aber in ihrer Funktion geändert. 
Auch in diesen Gebieten können zukünf-
tig Windflächen geplant werden. Beste-
hende Länderregelungen sind bis 31. Mai 
2023 anzupassen. Wollen die Planungs-
träger die Abstandsflächen freihalten, 
müssen sie ausreichend Flächen entspre-
chend dem Flächenbeitragswert bzw. 
dem jeweiligen Teilflächenziel an anderer 
Stelle im Plangebiet ausweisen.   

▶ § 245e Abs. 3 BauGB-E schafft die pla-
nungsrechtliche Grundlage für 
Repoweringvorhaben an Altstandorten, 
wenn diese planerisch nicht mehr für die 
Windenergie ausgewiesen sind. Diese 
Standorte stünden dem Ausbau mit In-
krafttreten des Gesetzes unter bestimm-
ten Voraussetzungen sofort zur Verfü-
gung. Das weitreichende „Vetorecht“ 
von betroffenen Kommunen könnte die-
sen Effekt allerdings stark begrenzen. 
Soll diese Einschränkung verringert wer-
den, bestehen Änderungsmöglichkeiten. 

▶ Sofern die Flächenbeitragswerte durch 
die Länder mit Ablauf der Fristen Ende 
2026 und Ende 2032 nicht umgesetzt 
werden, kann in den betroffenen Plange-
bieten der weitere Windausbau auf 
Grundlage ihrer Außenbereichsprivile-
gierung stattfinden. Dieser können dann 
weder die Mindestabstandsregelungen in 
den Ländern, noch andere Raumplanun-
gen und grundsätzlich auch keine Plansi-
cherungsinstrumente wie Moratorien 
entgegengehalten werden 

Möglichkeiten zur Beschleunigung und 
zusätzliche Flächen 

▶ Auch wenn die Fristen für einzelne Ak-
teure im Windenergie-an-Land-Gesetz 
bereits ambitioniert sein mögen, sollten 
sie auf weiteres Beschleunigungspoten-
zial geprüft werden. Dies gilt insbeson-
dere für die Fristen, die nicht die Planung 
selbst, sondern eher Vorbereitungshand-
lungen betreffen, namentlich die Fristen 

Auf einen Blick 
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nach § 249 Abs. 3 S. 6 BauGB-E (Frist bis 
31. Mai 2023 zur Anpassung der Mindest-
abstandsregelungen in den Ländern) so-
wie § 3 Abs. 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 WindBG-E 
(Frist bis 31. Mai 2024 zur Vorlage von 
Planaufstellungsbeschlüssen bzw. zum 
Nachweis der Festlegung von Teilflä-
chenzielen). Eine Kürzung dieser Fristen 
könnte den eigentlichen Planungsvor-
gängen weitere Zeit verschaffen oder so-
gar eine Verkürzung der Frist zur Auswei-
sung der Flächen ermöglichen.  

▶ Die Übergangsfristen des § 245e Abs. 1 
BauGB-E sollten für solche laufenden 
Planungsverfahren verlängert werden, 
die nach ihrem Planungskonzept der Er-
füllung der Vorgaben des Windenergief-
lächenbedarfsgesetzes jedenfalls nahe-
kommen. So können diese Verfahren re-
lativ zeitnah abgeschlossen und ihre Ver-
zögerung verhindert werden. 

▶ In § 2 Nr. 1 b) WindBG sollten Vorbehalts-
gebiete gestrichen und ihre Anrechnung 
auf die Flächenbeitragswerte der Länder 
nicht ermöglicht werden. Anders als bei 
Eignungsgebieten steht hier gerade 
nicht fest, dass sich Windenergievorha-
ben hier regelmäßig und nicht nur im 
Einzelfall werden durchsetzen können. 

▶ Damit in Plangebieten mit fortbestehen-
der Ausschlussplanung (Konzentrations-
zonenplanung) die neu ausgewiesenen 
Flächen nicht erst mit dem Inkrafttreten 
der neuen Pläne genutzt werden können, 
sollte eine positive Vorwirkung der 
Planentwürfe für Windenergiegebiete 
geregelt werden, die eine zeitliche Vor-
verlagerung von Zulassungen auf den 
Moment der sog. „Planreife“ erlaubt. 

▶ Der Bundesgesetzgeber kann den Kom-
munen – wenn auch nicht abweichungs-
fest – einen größeren Handlungsspiel-
raum zur Ausweisung zusätzlicher Flä-
chen für die Windenergie einräumen. Da-
mit die Kommunen diesen Spielraum 
rechtssicher nutzen können, sollte zu-
dem die sog. „isolierte Positivplanung“ 
über § 249 Abs. 1 BauGB hinaus ausdrück-
lich anerkannt und konkretisiert werden. 
Zudem sollte die isolierte Positivpla-
nung auch für die Raumordnung gere-
gelt werden, wodurch auch oder alterna-
tiv Regionalplanungsträger selbst den 
Kommunen kurzfristig weitere Hand-
lungsspielräume einräumen könnten. 

Zusätzlicher Handlungsbedarf 

▶ Über die aktuellen Bemühungen um eine 
Beschleunigung von Verfahren der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung durch Digitali-
sierung im Entwurf für eine Änderung 
des Raumordnungsgesetzes hinaus sollte 
zeitnah eine zusätzliche Beschleunigung 
unternommen werden. Potenzial besteht 
hier in erster Linie bei wiederholten Öf-
fentlichkeitsbeteiligungen, die teils in 
eine Endlosschleife führen. 

▶ Zur zusätzlichen Erhöhung der Rechtssi-
cherheit der Planungen sollten die Anfor-
derungen an die Eignung ausgewiese-
ner Flächen konkretisiert werden. Hierfür 
sollte insbesondere zeitnah von den vor-
gesehenen Verordnungsermächtigungen 
(§ 9a Abs. 2 BauGB-E; § 8 Abs. 5 ROG-E) 
zur Bestimmung von Einzelheiten beim 
planerischen Umgang mit dem Arten-
schutz genutzt werden. Der Umgang mit 
Höhenbeschränkungen in den Ländern 
sollte jedenfalls gemonitort werden.  

▶ Die Anrechnung von Standorten auf die 
Flächenbeitragswerte der Länder, die 
nicht als Windenergiegebiet ausgewie-
sen sind nach § 4 Abs. 1 S. 3 WindBG 
sollte gestrichen werden. Das Interesse 
der Länder, nicht übermäßig Flächen 
auszuweisen, kann durch die Möglichkei-
ten einer planerischen Ausweisung die-
ser Standorte oder eines standortverla-
gernden Repowerings nach § 249 Abs. 8 
BauGB-E hinreichend gewahrt werden. 

▶ In § 2 Nr. 1 a) WindBG sollte der Begriff 
der Baufläche ergänzt werden, da diese 
Ausweisungsform auf Flächennutzungs-
planebene in der Form von Sonderbau-
flächen für die Windenergie klar im Vor-
dergrund steht.  

Ausblick 

▶ Die im Entwurf der EU-Kommission für 
eine neue Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie vorgesehenen sog. „go-to“-Gebiete 
haben das Potenzial zu einer Beschleuni-
gung von Zulassungsverfahren für die 
Windenergie. Innerhalb solcher Gebiete 
könnte ein Verzicht auf eine eigenstän-
dige Artenschutzprüfung möglich sein. 
Nach dem jetzigen Entwurfsstand sind 
sie jedoch nicht mit den Windenergiege-
bieten identisch. Ist dies gewünscht, be-
darf es einer Änderung.  
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Der Vorschlag für ein Windenergie-an-
Land-Gesetz adressiert mit seinen beiden 
Elementen – dem Windenergieflächenbe-
darfsgesetz (WindBG-E) und einer Ände-
rung des Baugesetzbuch (BauGB-E) – Feh-
ler- und Fehlentwicklungen im bisherigen 
Rechtsrahmen der Flächenbereitstellung 
für die Windenergie, ohne dessen bewährte 
Strukturelemente aufzugeben1. So würden 
ein neues Planungsrecht für die Windener-
gie und damit die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen geschaffen, um ausreichend 
Flächen bereitzustellen sowie die Pla-
nungsverfahren rechtssicherer zu machen 
und zu beschleunigen. 

Soll der Ausbau der Windenergie, wie etwa 
im Entwurf des EEG 2023 vorgesehen, deut-
lich beschleunigt werden, besteht gleich-
wohl Nachbesserungsbedarf, insbesondere 
mit Blick auf die kurzfristige Bereitstellung 
von Flächen bis zum ersten Zwischenziel 
des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 
Ende 2026.  

I. Verknüpfung von 
Flächenausweisungen und 
Ausbauzielen 

Der bislang geltende Rechtsrahmen für die 
Bereitstellung von Flächen für die Wind-
energie ist zum Erreichen der angestrebten 
bundesrechtlichen Ausbauziele von 115 GW 
Wind-Leistung im Jahr 2030, 157 GW im 
Jahr 2035 und 160 GW im Jahr 2040 nicht 
geeignet. Wie viel Fläche ausgewiesen 
wird, entscheiden die Länder nach gelten-
dem Recht weitgehend selbst und orien-
tiert an den eigenen landespolitischen Vor-
stellungen und Ambitionen. Dass sich die 
so zustande kommenden Flächenbeiträge 
der Länder zum Gesamtflächenbedarf für 

 
1 Zu diesen Elementen siehe Wegner, Reformansätze 
zum Planungsrecht von Windenergieanlagen, Würz-
burger Studie zum Umweltenergierecht Nr. 26 vom 
11.02.2022, S. 2 ff. 

den Windenergieausbau aufsummieren, 
wird bislang gerade nicht hinreichend 
rechtlich abgesichert. Insbesondere fällt 
das Gebot, wonach der Windenergie schon 
heute in substanzieller Weise Raum zu ver-
schaffen ist, als bundesrechtlicher Hebel, 
eine Ausweisung von durchschnittlich 2 
Prozent der Flächen in den Ländern zu ge-
währleisten, aus. Das sog. Substanzgebot 
soll allein Verhinderungsplanungen unter-
binden, verknüpft aber gerade nicht die 
Flächenausweisung mit den Ausbau- und 
Klimaschutzzielen im Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz und Bundes-Klimaschutzge-
setz2. 

Diese bislang fehlende Verknüpfung soll 
das Windenergieflächenbedarfsgesetz nun 
herstellen. Es verpflichtet die Länder, Flä-
chen im Umfang von mindestens 1,4 Pro-
zent des Bundesgebiets bis Ende 2026 und 
von mindestens 2 Prozent bis Ende 2032 
auszuweisen (sog. Flächenbeitragswerte, § 
3 Abs. 1 WindBG-E). Damit wird die Voraus-
setzung geschaffen, dass die Windenergie 
bis 2035 ihren Beitrag für eine klimaneut-
rale Stromversorgung und das Erreichen 
der Treibhausgasneutralität im Jahr 2045 
leisten kann.    

II. Rechtssichere und beschleunigte 
Planungsverfahren 

Damit die Vorgaben des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes in den Ländern recht-
zeitig umgesetzt und die bislang oftmals 
nur theoretisch hohe Steuerungsleistung 
der Konzentrationszonenplanungen in Zu-
kunft auch praktisch erreicht wird, werden 
zudem die Planungsinstrumente im Bau-
gesetzbuch reformiert. Erreicht wird dies 
durch die klaren Mengenvorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes sowie 

2 Wegner, Reformansätze zum Planungsrecht von 
Windenergieanlagen, Würzburger Studie zum Umwel-
tenergierecht Nr. 26 vom 11.02.2022, S. 6 m. w. N. 

A. Überblick: Neues Planungsrecht für 
ausreichend Flächen sowie rechtssichere und 
beschleunigte Verfahren 
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eine eigentumsrechtlich relevante Umfor-
mulierung der Außenbereichsprivilegie-
rung für die Windenergie. Dadurch kann 
auf die fehleranfällige Unterscheidung har-
ter und weicher Tabuzonen in den Planauf-
stellungsverfahren verzichtet und somit die 
Rechtssicherheit und Gerichtsfestigkeit der 
Windenergieplanungen gesteigert werden. 

Das Instrumentarium der Flächenauswei-
sung für die Windenergie wandelt sich zu-
dem von einer Ausschlussplanung, die eine 
tiefgehende Betrachtung des gesamten 
Ausschlussbereichs in den Plangebieten 
fordert und mit entsprechend hohem Pla-
nungsaufwand verbunden ist, hin zu einem 
Instrument der Positivplanung (§ 249 Abs. 1 
BauGB-E; § 2 Nr. 1 a) WindBG-E). Die damit 
einhergehende Fokussierung der Pla-
nungsverfahren auf die Flächen, die der 
Windenergie zur Verfügung gestellt wer-
den, bringt Beschleunigungseffekte und re-
duziert den Planungsaufwand für die im 
Durchschnitt bislang 5-7 Jahre dauernden 
Verfahren3. Durch die Lockerung der Bin-
dung solcher Planungen an anderweitige 
Planvorgaben (§ 249 Abs. 5 BauGB-E) wird 
zudem verhindert, dass in den Ländern zu-
nächst sämtliche Raumpläne entlang der 
Planungshierarchie an die Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes anzu-
passen sind, bevor überhaupt neue Wind-
energiegebiete ausgewiesen werden kön-
nen. 

III. Fortbestand von 
konzentrierender Wirkung und 
Außenbereichsprivilegierung  

Trotz der Umstellung der Flächenbereitstel-
lung für die Windenergie auf eine Positiv-
planung wird weiterhin eine konzentrie-
rende Wirkung und damit die Freihaltung 
des Großteils der Plangebiete für anderwei-
tige Raumnutzungen und -funktionen er-
reicht (§ 249 Abs. 2 BauGB-E). Wenn, sobald 
und solange die Flächenausweisungen in 
den Ländern die Flächenbeitragswerte des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes plane-
risch erreichen, sind Windenergievorhaben 
nur noch auf den für sie ausgewiesenen 
Flächen privilegiert zulässig. Wie auch im 

 
3 BMI, Riedl/Materne/Hage, Planungsbeschleunigung, 
MORO Informationen Nr. 20/1, 2021, S. 13, 17. 

heutigen Recht fehlt es Windenergievorha-
ben außerhalb dieser Flächen dann – und 
erst dann und nur solange die Planung Be-
stand hat – an der Zulassungsfähigkeit, so 
dass eine Konzentration auf die Windener-
giegebiete stattfindet, die zwei Prozent der 
Bundesfläche ausmachen.  

Die privilegierte Zulässigkeit von Windener-
gievorhaben im baulichen Außenbereich 
wird dadurch in ihrer Funktion als pla-
nungsrechtliche „Grundnorm“ für die 
Windenergie nicht verändert. Sie bleibt 
Ausgangspunkt und Rückfalloption, so-
lange und soweit die Flächenbeitragswerte 
des Windenergieflächenbedarfsgesetzes 
nicht erreicht sind. Gegenüber der bisheri-
gen Rechtslage, nach der eine Zulassung 
von Windenergievorhaben außerhalb von 
Konzentrationszonen in der Regel unzuläs-
sig ist, ändert sich im Grunde nichts, nur 
dass für diese Ausschlusswirkung zukünftig 
nicht mehr bereits ausreichend ist, dass der 
Windenergie durch die Konzentrationszo-
nen „substanziell Raum“ verschafft wird. 
Denn das Substanzgebot wird in Zukunft 
durch die mengenmäßig klar bestimmte 
und weiterreichende Vorgabe des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes ersetzt und 
lässt die konzentrierende Wirkung erst 
dann eintreten, wenn ausreichend Flächen 
im Sinne der Bedarfsfestlegung ausgewie-
sen werden. 

Durch die Umgestaltung der Länderöff-
nungsklausel in § 249 Abs. 3 BauGB und da-
mit der pauschalen gesetzlichen Mindest-
abstände in den Ländern wird zudem ver-
hindert, dass Windenergievorhaben auf er-
heblichen Teilen der Landesflächen entpri-
vilegiert und damit von vornherein den Pla-
nungsverfahren entzogen werden. Gesetzli-
che Mindestabstände bleiben zulässig, aber 
sie haben nur dort bestand, wo der „Nach-
weis“ einer ausreichenden Flächenbereit-
stellung jenseits der Abstandsflächen 
durch das jeweilige Land geführt wird.  

IV. Fokus Handlungsbedarf: 
Kurzfristige Flächenbereitstellung  

Mit dem Windenergie-an-Land-Gesetz ent-
scheidet sich der Gesetzgeber für einen 
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vorerst auch weiterhin planerisch gesteuer-
ten Ausbau der Windenergie und gegen ei-
nen Ausbau unmittelbar auf Grundlage al-
lein der planersetzenden gesetzlichen Re-
gelung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 BauGB. 
Trotz der grundlegenden Umstellung der 
Flächenausweisungen für die Windenergie 
auf Positivplanungen werden die daher 
weiterhin notwendigen Planungsverfahren 
Zeit brauchen. Das Windenergieflächenbe-
darfsgesetz gibt den Ländern für das Errei-
chen des Zwischenziels, durchschnittlich 1,4 
Prozent Windenergieflächen auszuweisen, 
bis Ende 2026, für das Ziel von durch-
schnittlich 2 Prozent schließlich bis Ende 
2032 Zeit. 

Zwar können durch das Überleitungsrecht 
im Baugesetzbuch (§ 245e Abs. 1 S. 1 
BauGB-E) und Anrechnungsvorschriften 
des Windenergieflächenbedarfsgesetz (§ 4 
Abs. 1 S. 1 i. V. m. § 2 Nr. 1 b) WindBG-E) be-
reits auf Grundlage des bisherigen Rechts 
begonnene Planungsverfahren noch bis ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Windenergie-
an-Land-Gesetzes zu Ende geführt werden, 
um so nicht zuletzt zeitnah weitere Flächen 
für die Windenergie auszuweisen. Zudem 
besteht beim gegenwärtigen Zubautempo 
aktuell noch kein bundesweit akuter Flä-
chenmangel, und für die ganz kurzfristige 
Beschleunigung des Windenergieausbaus 
müssen in erster Linie Hemmnisse im Zu-
lassungsrecht beseitig werden. Da aber das 
Zubautempo erheblich gesteigert werden 
soll, sollten zur Verbesserung der Versor-
gungssicherheit sowie zur Erreichung des 
angestrebten Ausbaupfads möglichst alle 
Beschleunigungspotenziale im Rahmen 
des Windenergie-an-Land-Gesetzes geho-
ben werden. Unter anderem könnten dazu 
die Fristen des Windenergie-an-Land-Ge-
setzes noch einmal kritisch auf Beschleuni-
gungspotenzial geprüft und verkürzt wer-
den, Repoweringstandorte über den Ent-
wurfsstand hinaus geöffnet, Kommunen 
Anreize für die kurzfristige Ausweisung zu-
sätzlicher Flächen gesetzt und das hierfür 
notwendige Instrument der „isolierten Posi-
tivplanung“ rechtssicher ausgestaltet wer-
den. Neben weiteren, auch rechtstechni-
schen Punkten wird zudem angeregt ein 
Überschreiten von Gebietsgrenzen durch 
die Rotorblätter von Windenergieanlagen 
für Flächennutzungsplan- und Raumord-
nungsebene zuzulassen. 
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Die Flächenbeitragswerte des Windenergief-
lächenbedarfsgesetzes sind als Mindestvor-
gaben gegenüber den Ländern ausgestaltet. 
Ausdrücklich ergibt sich dies aus § 249 Abs. 4 
BauGB-E:  

„Die Feststellung des Erreichens eines 
Flächenbeitragswerts oder Teilflächen-
ziels steht der Ausweisung zusätzlicher 
Flächen für Vorhaben nach § 35 Abs. 1 
Nummer 5, die der Erforschung, Entwick-
lung oder Nutzung der Windenergie die-
nen, nicht entgegen.“ 

Danach bleibt es – wie schon bislang – 
grundsätzlich den Ländern überlassen, ob 
sie über die Verpflichtungen des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes in zeitlicher wie 
auch in quantitativer Hinsicht hinaus Flä-
chen für die Windenergie selbst ausweisen 
oder dies den Planungsträgern gestatten. 
Der Bundesgesetzgeber könnte den Kom-
munen hier weitergehend als bislang Frei-
räume einräumen und zusätzliche Anreize 
setzen sowie das Instrument der isolierten 
Positivplanung für eine kurzfristige Nut-
zung dieser Freiräume rechtssicher ausge-
stalten. 

I. Handlungsspielräume der 
Kommunen 

Die Handlungsfreiheit der Kommunen wird 
durch das Windenergie-an-Land-Gesetz 
gegenüber der heutigen Rechtslage nicht 
eingeschränkt, aber auch nicht gestärkt. 
Deren Handlungsspielraum, weitere Flä-
chen auszuweisen, ist wie schon bislang 
von den Vorgaben des jeweiligen Landes, 
das heißt der raumordnerischen Steuerung 
im jeweiligen Land, abhängig. Werden auf 
Ebene der Raumordnung allein Vorrangge-
biete ohne Ausschlusswirkung ausgewie-
sen, wie es das Windenergieflächenbe-
darfsgesetz zulässt und gleichwohl eine 
konzentrierende Wirkung für Windenergie-
vorhaben ermöglicht, bleiben die 

 
4 SRU, Klimaschutz braucht Rückenwind: Für einen 
konsequenten Ausbau der Windenergie an Land, Stel-
lungnahme, Februar 2022,. 22, Tz. 58. 

Kommunen darin frei, weitere Windener-
giegebiete in der Bauleitplanung auszuwei-
sen. Wird raumordnerisch dagegen eine 
Ausschlusswirkung mittels Vorranggebie-
ten mit Ausschlusswirkung oder entspre-
chenden landesrechtlichen Gebietstypen 
festgelegt, so sind die Kommunen wie 
heute über die Zielbindung der Festlegung 
an der Ausweisung weiterer Flächen gehin-
dert. 

II. Ausweitung kommunaler 
Spielräume und „isolierte 
Positivplanung“ 

Der Gesetzgeber könnte in Abweichung 
von der heutigen Rechtslage den Kommu-
nen das Recht einräumen, stets oder befris-
tet über die Vorgaben des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes hinaus Flächen für 
die Windenergie auszuweisen. Dies hatte 
auch der Sachverständigenrat für Umwelt-
fragen vorgeschlagen4. Der Gesetzgeber 
könnte hierfür die Ausschlusswirkung ent-
sprechender raumordnerischer Gebietsaus-
weisungen gegenüber den Kommunen 
einschränken und entweder dauerhaft oder 
jedenfalls befristet einen Verzicht auf eine 
raumordnerische Ausschlussplanung ge-
genüber den Kommunen im Raumord-
nungsgesetz anordnen. Sofern einzelne 
Länder dies nicht wollten, könnten sie hier-
von auf der Grundlage ihrer Abweichungs-
kompetenz für das Recht der Raumord-
nung (Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GG) abwei-
chen. 

Alternativ hierzu könnte der Bundesgesetz-
geber auch das Instrument der „isolierten 
Positivplanung“, wie es bislang allein in 
§ 249 Abs. 1 BauGB einen losen Anknüp-
fungspunkt für die Ebene der Bauleitpla-
nung hat, für die Raumordnungsebene re-
geln. Dies würde es Ländern mit grundsätz-
lich abschließender Steuerung auf Raum-
ordnungsebene rechtssicher ermöglichen, 
ihren Kommunen selbst weitergehende 

B. Flächenbeitragswerte als Mindestvorgaben  
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Handlungsspielräume für die Übergangs-
zeit bis Ende 2026 einzuräumen, ohne die 
Steuerungsleistung vorhandener Konzent-
rationszonenplanungen bis dahin zu riskie-
ren. In Ländern, die schon bislang erst auf 
kommunaler Ebene eine abschließende 
Steuerung der Windenergie vorgenommen 
haben, besitzen die Kommunen die not-
wendige Handlungsfreiheit ohnehin. 

Um die Kommunen dabei zu unterstützen, 
von den so entstehenden zusätzlichen 
Handlungsspielräumen Gebrauch zu ma-
chen, könnte der Bundesgesetzgeber 
schließlich die finanziellen Anreize des § 6 
EEG 2021 durch einen Bonus für kurzfristig 
ausgewiesene zusätzliche Windenergieflä-
chen als Basis für eine Beschleunigung von 
Windenergievorhaben zusätzlich stärken.  

Der Gesetzgeber sollte jedenfalls das In-
strument der „isolierten Positivplanung“ für 
die kommunale Ebene über die Andeutun-
gen in § 249 Abs. 1 BauGB hinaus konkreti-
sieren, damit es von Kommunen zur Anpas-
sung eigener Konzentrationszonenplanun-
gen für die Zeit bis Ende 2026 und zur Aus-
weisung zusätzlicher Flächen für die Wind-
energie genutzt werden kann5.  

III. Flexibilität zwischen den Ländern    

Während das Windenergieflächenbedarfs-
gesetz einer weitergehenden Ausweisung 
von Flächen durch Länder und Kommunen 
schon nach derzeitigem Stand nicht entge-
gensteht, kommt eine Abweichung von 
den Vorgaben „nach unten“ nur bei gleich-
zeitiger Gewährleistung des Gesamtflä-
chenziels in Betracht. Nach § 6 Abs. 4 
WindBG-E können sich Länder mittels 
Staatsverträgen gegenüber anderen Län-
dern dazu verpflichten mehr Fläche als von 
ihnen gefordert auszuweisen. Der Flächen-
überhang des einen Landes wird dann dem 
anderen Land „gutgeschrieben“, die Flä-
chenbeitragswerte des Windenergieflä-
chenbedarfsgesetzes im Verordnungswege 
angepasst. Eine Abweichung von den zu-
nächst vorgesehenen Werten ist für die 
Stadtstaaten um bis zu 75 Prozent und für 
die Flächenländer um bis zu 35 Prozent 
möglich. Die Möglichkeit kann bislang al-
lein bis zum 1. Juni 2024 genutzt werden 

 
5 Zu diesem Vorschlag ausführlich Wegner, Reforman-
sätze zum Planungsrecht von Windenergieanlagen, 

(§ 6 Abs. 4 S. 2 WindBG-E). Es sollte erwo-
gen werden, eine entsprechende Möglich-
keit auch für die zweite Planungsperiode 
zum Erreichen des Spalte 2-Flächenbei-
tragswerts vorzusehen. Es ist jedenfalls 
plausibel, wenn nicht gar zu erwarten, dass 
die Länder erst mit Blick auf diesen zeitlich 
späteren Flächenbeitragswert absehen 
können, inwieweit sie darüberhinausge-
hende Flächenpotenziale erschließen kön-
nen und wollen. Insoweit erscheint gerade 
hier eine weitere Flexibilitätsmöglichkeit 
sinnvoll.  

 

 

 

 

 

Würzburger Studie zum Umweltenergierecht Nr. 26 
vom 11.02.2022, S. 52 ff. 
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I. Keine Veränderung durch 
Inkrafttreten des Windenergie-an-
Land-Gesetzes 

Mit Inkrafttreten des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes und der Änderungen im 
Baugesetzbuch würde sich zunächst 
grundsätzlich nichts an der Geltung der 
Außenbereichsprivilegierung der Wind-
energie nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gegen-
über der heutigen Rechtslage ändern. Wo 
nicht eine bereits existierende Konzentrati-
onszonenplanung mit den Wirkungen des 
§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB besteht und gem. 
§ 245e Abs. 1 BauGB-E befristet fortgilt, kön-
nen Windenergieanlagen im gesamten Au-
ßenbereich unter dem Vorbehalt entge-
genstehender öffentlicher Belange im Ein-
zelfall nach § 35 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3 BauGB 
planungsrechtlich zugelassen werden.  

II. Möglichkeit von Beschränkungen 
durch vermehrte Planungsverfahren 

Wenn auch zunächst keine Veränderung 
der Rechtslage eintritt, so ist es gleichwohl 
möglich, dass die Wirkungen der Außenbe-
reichsprivilegierung bis zum Ablauf der 
Umsetzungsfrist für das Teilflächenziel 
Ende 2026 (Flächenbeitragswerte nach An-
lage 1, Spalte 1 WindBG-E) weitergehend als 
in der Vergangenheit beschränkt werden. 
Es ist zu erwarten, dass eine Vielzahl an Pla-
nungsverfahren in den Ländern gleichzeitig 
begonnen werden, um die Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes recht-
zeitig umzusetzen. In den Gebieten, in de-
nen eine abschließende räumliche Steue-
rung bislang nicht stattfindet, dürften die 
Planungsträger dann Plansicherungsin-
strumente nutzen, um zu verhindern, dass 
ihre Planungsziele durch den inzwischen 
stattfindenden Zubau konterkariert wer-
den. Bereits aus diesem Grund ist es wich-
tig, die vorgeschlagenen Fristen im Wind-
energieflächenbedarfsgesetz noch einmal 

zu überprüfen und soweit möglich zu ver-
kürzen. 

Auf Raumordnungsebene kann diese Si-
cherungswirkung schon heute und auch 
weiterhin für maximal drei Jahre durch die 
befristete Untersagung raumbedeutsamer 
Maßnahmen nach § 12 Abs. 2 ROG oder sog. 
Windenergiemoratorien in den Ländern er-
zielt werden. Auf Bauleitplanungsebene 
kommt hierfür die Zurückstellung von Bau-
gesuchen nach § 15 Abs. 3 BauGB für ein bis 
maximal zwei Jahre ab Zurückstellung des 
Baugesuchs oder die Veränderungssperre 
nach § 14 BauGB in Frage, die zwei, drei und 
im Falle besonderer Umstände gar vier 
Jahre nach § 17 Abs. 1, 2 BauGB Sperrwir-
kung entfalten kann. Der Anwendungsbe-
reich der Zurückstellung nach § 15 Abs. 3 
BauGB, der bislang allein auf Konzentrati-
onszonenplanungen Anwendung findet, 
würde bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2026 zudem nach § 245e Abs. 2 BauGB-E 
auch auf schlichte Positivdarstellungen in 
Flächennutzungsplänen erweitert, sofern 
dadurch der Flächenbeitragswert nach 
dem Windenergieflächenbedarfsgesetz er-
reicht werden soll. Diese unterschiedlichen 
Plansicherungsregelungen haben gemein-
sam, dass sie einen Zubau auf Grundlage 
der Außenbereichsprivilegierung in den be-
troffenen Plangebieten jeweils befristet 
ausschließen könnten. Allein soweit die 
Plansicherungsinstrumente einen Zubau 
im Wege der Ausnahme zulassen, wäre die-
ser auch während den Planungsverfahren 
auf Grundlage der Außenbereichsprivilegie-
rung möglich.  

Die voranstehend geschilderte Beschrän-
kung der Wirkungen der Außenbe-
reichsprivilegierung ist in erster Linie tat-
sächliche Folge der Pflichten der Länder, 
deutlich mehr Flächen für die Windenergie 
als bislang auszuweisen sowie der Ent-
scheidung, die hierfür erforderlichen Pla-
nungen auch weiterhin in ihrer Steue-
rungswirkung zu schützen. Das Windener-
gieflächenbedarfsgesetz ist für die be-
schriebenen Beschränkungen jedoch nicht 
blind. Es wirkt einem Übermaß an paralle-
len Planungsverfahren und damit einer 

C. Fortbestand der 
Außenbereichsprivilegierung  
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gleichzeitigen Sperrung allzu vieler Pla-
nungsgebiete sowie der Überlastung von 
Planungsressourcen dadurch entgegen, 
dass bereits laufende Planungsverfahren 
gem. § 245e Abs. 1 S. 1 BauGB-E, § 2 Nr. 1 b) 
WindBG-E auf Grundlage des bisherigen 
Rechts bis ein Jahr nach Inkrafttreten des 
Windenergie-an-Land-Gesetzes zu Ende 
geführt werden können. Bis dahin können 
insbesondere auch solche Verfahren zu 
Ende geführt werden, die sich – wie insbe-
sondere in Brandenburg – noch der raum-
ordnerischen Kategorie der Eignungsge-
biete bedienen. Der in solchen Verfahren 
ansonsten notwendige Wechsel des Ge-
bietstyps mit der Konsequenz, dass jeden-
falls eine erneute Offenlage der Planent-
würfe erforderlich würde, wird so vermie-
den.  

Angeregt wird, diese Übergangszeit für die 
Fertigstellung solcher laufender Verfahren 
zu verlängern, die Eignungsgebiete nutzen 
und die ihrem Planungskonzept nach Flä-
chen für die Windenergie in einem Umfang 
ausweisen sollen, der den Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes nahe-
kommt6. In solchen Fällen können die dann 
noch erforderlichen zusätzlichen Flächen 
auch in der dann verkürzten Zeit bis Ende 
2026 noch im Wege einer isolierten Positiv-
planung ausgewiesen werden. Keinesfalls 
sollte diese Verlängerung allerdings auch 
für die derzeit ebenfalls im Regelungsent-
wurf enthaltenen Vorbehaltsgebiete gelten, 
weil diese, anders als Eignungsgebiete, ge-
rade nicht gewährleisten, dass sich Wind-
energievorhaben hier regelmäßig und 
nicht nur im Einzelfall durchsetzen können. 
Vorbehaltsgebiete sollten – im Gegenteil – 
überhaupt nicht angerechnet werden7. 

III. Räumliche Beschränkung der 
Privilegierung, soweit 
Flächenbeitragswerte erfüllt werden 

Eine rechtliche Beschränkung der Außen-
bereichsprivilegierung in ihren räumlichen 
Wirkungen tritt gem. § 249 Abs. 2 S. 1, 2, 
Abs. 7 S. 1 BauGB-E erst und solange ein, 
wie in dem jeweils maßgeblichen 

 
6 Da gem. § 3 Absatz 3 Nr. 2 die Länder erst bis zum 31. 
Mai 2024 verpflichtet sind regionale Teilflächenziele 
umzusetzen könnte hier vereinfachend auf den 

Planungsraum die Erfüllung des Flächen-
beitragswerts nach dem Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz gem. § 5 WindBG fest-
gestellt ist. Nur insoweit beschränken sich 
die Wirkungen der Außenbereichsprivile-
gierung auf die ausgewiesenen Windener-
giegebiete. Dort kann die Zulassung von 
Windenergievorhaben weiterhin als privile-
gierte Außenbereichsvorhaben erfolgen. 
Außerhalb dieser Gebiete scheidet eine Zu-
lassung von Windenergievorhaben als inso-
weit nicht-privilegierte Vorhaben dagegen 
dann ganz regelmäßig aus. Hieran, das 
heißt an der Unzulässigkeit von Windener-
gievorhaben außerhalb der Windenergie-
gebiete, würde auch die geplante Anerken-
nung der überragenden Bedeutung von 
Windenergievorhaben für das öffentliche 
Interesse sowie die öffentliche Sicherheit in 
§ 2 EEG 2021 nichts ändern.  

Der Mechanismus gewährleistet mithin bei 
Erfüllung der Vorgaben des Windenergief-
lächenbedarfsgesetzes eine Konzentration 
von Windenergievorhaben auf die ausge-
wiesenen Windenergiegebiete und eine 
Freihaltung der Planungsräume im Übri-
gen, um anderweitige Raumfunktionen 
und -nutzungen zu bewahren. Funktional 
unterscheidet sich dies nicht von der im 
geltenden Recht von den Konzentrations-
zonenplanungen ausgehenden Wirkung, 
für die jedoch bereits deutlich geringere 
Flächenausweisungen genügen. 

IV. Fortgeltung und Durchsetzung 
der Außenbereichsprivilegierung bei 
Verfehlung der 
Flächenbeitragswerte 

1. Stärkung der 
Außenbereichsprivilegierung bei 
Verfehlung der Mengenziele 

Werden die quantitativen Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes im je-
weils maßgeblichen Planungsraum dage-
gen nicht erfüllt, so findet eine räumliche 
Beschränkung der 

jeweiligen Landeswert nach Anlage 1 Spalte 1 WindBG 
abgestellt werden. 
7 Hierzu unter G. V.  
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Außenbereichsprivilegierung von Wind-
energievorhaben auf Windenergiegebiete 
auch nicht statt, § 249 Abs. 7 S. 1 BauGB-E. 
Windenergievorhaben bleiben dann im ge-
samten Außenbereich des jeweiligen Pla-
nungsträgers als privilegierte Außenbe-
reichsvorhaben grundsätzlich zulässig. 

Gem. § 249 Abs. 7 S. 1 BauGB-E gilt dies so-
wohl in dem Fall, dass die Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes schon 
bei Ablauf der Fristen (31.12.2026 bzw. 
31.12.2032) nicht erfüllt werden, als auch – 
wie heute – bei einem nachträglichen Un-
terschreiten der Vorgaben („sobald und so-
lange“). Ein nachträgliches Unterschreiten 
kann insbesondere dann eintreten, wenn 
ein Plan mit einem Windenergiegebiet ge-
richtlich aufgehoben oder inzident für un-
wirksam erklärt wird und damit die noch 
anrechenbaren Windenergiegebiete (§ 4 
WindBG-E) nicht länger den jeweils maß-
geblichen Windenergiebeitragswert errei-
chen8. Erst wenn dieser Windenergiebei-
tragswert wieder oder erstmals erreicht ist, 
greift auch die Entprivilegierungsregelung 
des § 249 Abs. 2 BauGB-E (wieder).  

Damit im Falle einer anfänglichen oder 
nachträglichen Nichterfüllung der Vorga-
ben des Windenergieflächenbedarfsgeset-
zes der Zubau im jeweiligen Plangebiet auf 
Grundlage der planersetzenden gesetzli-
chen Regelung effektiv stattfindet, werden 
mehrere Vorkehrungen getroffen. Nach 
§ 249 Abs. 7 S. 1 Nr. 2 BauGB-E können 

„[…] Darstellungen in Flächennutzungs-
plänen, Ziele der Raumordnung sowie 
sonstige Maßnahmen der Landespla-
nung einem Vorhaben nach § 35 Absatz 1 
Nummer 5, das der Erforschung, Entwick-
lung oder Nutzung der Windenergie 
dient, nicht entgegengehalten werden.“ 

Windenergievorhaben wird hiermit für den 
Fall der Nichterfüllung der Vorgaben des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes im be-
troffenen Planungsraum ein weitgehender 
– und über die heutige Rechtslage hinaus-
gehender – Vorrang gegenüber anderen 
raumbedeutsamen Belangen eingeräumt. 

 
8 Zur vorübergehenden Anrechnung bereits gerichtlich 
aufgehobener oder inzident für unwirksam erklärter 
Planungen siehe § 4 Abs. 2 WindBG-E. 
9 Erst recht können dann auch allein im Entwurf vor-
handene Ziele der Raumordnung, die im Rahmen von 
§ 35 Abs. 3 S. 1 BauGB als unbenannter öffentlicher 

Konkret werden damit die Regelungen des 
§ 35 Abs. 3 S. 2 Hs. 1 BauGB (Ziele der Raum-
ordnung9) sowie des Satz 1 Nr. 1 (Darstellun-
gen des Flächennutzungsplans) vorüberge-
hend außer Kraft gesetzt. Die übrigen öf-
fentlichen Belange des § 35 Abs. 3 S. 1 
BauGB sind aber weiterhin umfänglich zu 
beachten. Sie dürfen dem Vorhaben mithin 
nicht entgegenstehen. Mit der Einbezie-
hung auch sonstiger Maßnahmen der Lan-
desplanung werden zudem auch sämtliche 
raumordnerische Plansicherungsinstru-
mente, namentlich die befristete Untersa-
gung nach § 12 Abs. 2 ROG sowie landes-
rechtliche Moratorien, unterbunden. Auch 
diese können mithin einen Zubau auf 
Grundlage der Außenbereichsprivilegie-
rung nicht verhindern, wie dies in den letz-
ten Jahren mehrfach geschehen ist. 

2. Fehlende Regelung zu Hemmnissen 
auf Ebene der Bebauungspläne 

Nicht erfasst wird durch die Regelung aller-
dings die Bebauungsplanebene. Dies ist zu-
nächst insoweit verständlich, als das Vorlie-
gen eines Bebauungsplans dazu führt, dass 
eine überplante Fläche rechtlich zum In-
nenbereich wird, eine Zulassung nach § 35 
BauGB, der hier im Fokus steht, damit 
schon nach dessen Anwendungsbereich 
ausscheidet. Zudem hat sich bei Vorliegen 
eines Bebauungsplans die Planungsabsicht 
auch bereits in eigentumsrechtsrelevanter 
Weise realisiert, so dass dieser Windener-
gievorhaben entgegengehalten werden 
können muss. 

Nicht ausgeschlossen werden aber auch 
die Wirkungen der Plansicherungsinstru-
mente auf Bebauungsplanebene. Damit 
aber ist es möglich, dass auf der Grundlage 
von bloßen Entwürfen für Bebauungspläne 
sowohl Veränderungssperren nach § 14 
BauGB als auch die Zurückstellung von 
Baugesuchen nach § 15 Abs. 1 BauGB ge-
nutzt werden, um Windenergievorhaben zu 
unterbinden. Zuletzt waren immer wieder 
Fälle bekannt geworden, in denen solche 
Planentwürfe für großflächige Friedwälder 

Belang Berücksichtigung finden, den Windenergievor-
haben nicht entgegengehalten werden.  
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oder Ähnliches eher missbräuchlich ge-
nutzt wurden. Soll auch eine solche Praxis 
unterbunden und damit die Durchset-
zungsfähigkeit der Außenbereichsprivile-
gierung von Windenergievorhaben bei 
Nichtumsetzung der Vorgaben des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes zusätzlich 
gestärkt werden, könnten für diesen Fall 
auch die Fristen der genannten Plansiche-
rungsinstrumente auf Bebauungsplane-
bene zusätzlich verkürzt werden. 
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§ 249 Abs. 3 BauGB-E sieht auch weiterhin 
eine Öffnungsklausel zugunsten der Länder 
vor, auf deren Grundlage pauschale gesetz-
liche Mindestabstandsregelungen beibe-
halten und auch neu erlassen werden kön-
nen. Diese Regelungen sind jedoch gem. § 
249 Abs. 3 S. 5 BauGB-E nur noch in einer 
Weise zulässig, dass sie subsidiär gegen-
über der Ausweisung von Windenergiege-
bieten gelten. Damit wird die Hemmniswir-
kung dieser Regelungen schon grundsätz-
lich erheblich reduziert. Soweit ein Land die 
Mengenvorgaben des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes nicht fristgemäß einhält 
oder seine Verpflichtung nach § 3 Abs. 3 
WindBG-E zum Nachweis entsprechender 
Planungstätigkeit verletzt, sind die Min-
destabstandsregelungen zudem gem. § 249 
Abs. 7 S. 2 BauGB-E nicht länger anwend-
bar.  

Nach den beiden bisherigen Fassungen der 
Länderöffnungsklausel in § 249 Abs. 3 
BauGB konnten die Länder Regelungen zu 
Abständen zwischen bestimmten Wohn-
nutzungen und Windenergieanlagen ge-
setzlich festlegen, innerhalb derer die 
Windenergievorhaben nicht länger privile-
giert waren. Damit war eine Konzentrati-
onszonenplanung, innerhalb dieser Ab-
stände nicht länger zulässig, da sie allein 
für privilegierte Außenbereichsvorhaben 
möglich ist. 

Eine Zulassung von Windenergievorhaben 
war innerhalb der gesetzlichen Abstände 
rechtlich grundsätzlich nur noch dann 
möglich, wenn eine Gemeinde zunächst ei-
nen Bebauungsplan aufstellte und damit 
letztlich ein Unterschreiten des „Mindest-
abstands“ ermöglichte. Praktisch kam es 
hierzu jedoch äußerst selten. Obwohl es 
sich bei den „Mindestabstandsregelungen“ 
im Rechtssinne nicht um eine Verbotsrege-
lung, sondern lediglich eine „Entprivilegie-
rungsregelung“ handelte, konnten die zu-
ständigen Gemeinderäte eine Unterschrei-
tung des vermeintlichen Mindestabstands 
gegen die implizite politische Wertung des 
Landesgesetzgebers, dass die Abstandflä-
chen für den Windenergieausbau „tabu“ 

seien, kommunalpolitisch kaum durchhal-
ten.  

Diese rechtliche Hemmniswirkung der bis-
herigen Landesregelungen wird durch § 
249 Abs. 3 BauGB-E beseitigt, wenn auch 
nicht mit sofortiger Wirkung. Danach ge-
stattet die Öffnungsklausel zwar weiterhin 
pauschale Entprivilegierungsregelungen, 
die in ihren Details denen der aktuell gülti-
gen Fassung von § 249 Abs. 3 BauGB ent-
sprechen. In ihrer Wirkung ändern sie sich 
jedoch dadurch entscheidend, dass sie nun 
gem. § 249 Abs. 3 S. 5 BauGB-E als subsidiär 
gegenüber der Ausweisung von Windener-
giegebieten auszugestalten sind. Damit 
kann rechtlich in Zukunft auch in Raum-
ordnungs- und Flächennutzungsplänen im 
Einzelfall in die Abstände hineingeplant 
werden. Eine Zulassung von Windenergie-
vorhaben innerhalb dieser Windenergiege-
biete bleibt aufgrund der Subsidiarität des 
Mindestabstands auf Grundlage der Außen-
bereichsprivilegierung möglich. Die Rege-
lungen in den Ländern beschränken damit 
rechtlich nicht länger die Suchräume der 
Planungsträger.  

Sofort gilt diese „Neuausrichtung“ aller-
dings nur für Landesregelungen, die erst 
nach dem Inkrafttreten des Windenergie-
an-Land-Gesetzes in einem Land in Kraft 
treten. Bereits bestehende Regelungen 
sind nach § 249 Abs. 3 S. 6 BauGB-E erst bis 
zum Ablauf des 31.5.2023 anzupassen. Die 
hier vorgesehene Frist von gut zehn Mona-
ten für eine vergleichsweise einfache Ent-
scheidung der Landesgesetzgeber scheint 
insgesamt lang zu sein. An dieser Stelle be-
steht deshalb Beschleunigungspotenzial. 

Zu Bedenken ist auch, dass mit der vorge-
schlagenen subsidiären Ausgestaltung der 
gesetzlichen Mindestabstände nur die 
rechtliche Wirkung der Landesregelungen 
verändert wird. An die fortwirkende politi-
sche Aussage solcher Regelungen, die be-
nannten Flächen nicht für die Windenergie 
auszuweisen, dürften sich Planungsträger 
auch weiterhin durchaus gebunden fühlen. 
Dieser vornehmlich tatsächlichen „Bin-
dung“ dürfen die Planungsträger folgenlos 
jedoch nur insoweit nachgeben, wie sie die 

D. Pauschale aber subsidiäre gesetzliche 
Mindestabstände in den Ländern 
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Vorgaben des Windenergieflächenbedarfs-
gesetzes für den jeweiligen Planungsraum 
durch Ausweisung anderweitiger, sied-
lungsfernerer Flächen auch unter Beach-
tung des Abwägungsgebots genügen kön-
nen. Gelingt dies nicht, haben die Ab-
standsregelungen auch gegenüber der Zu-
lassung von Vorhaben auf Grundlage der 
planersetzenden Regelung gem. § 249 Abs. 
7 S. 2 BauGB-E zurückzutreten. Insoweit 
wird die Anwendung der Landesregelung 
unter eine „Nachweispflicht“ gesetzt: Die 
von ihr umschriebenen Abstände können 
nur noch dann freigehalten werden, wenn 
dafür an anderer Stelle ausreichend Räume 
für die Windenergie zur Verfügung gestellt 
werden. Ein über den ordnungsrechtlichen 
Schutz von Wohnnutzungen hinausgehen-
der vorsorgender Schutz bleibt damit mög-
lich, jedoch nicht länger auf Kosten der 
bundesweiten Ausbauziele, sondern allein 
zu Lasten des vorsorgenden Schutzes für 
andere Güter im selben Bundesland.  
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In den letzten Jahren sind aufgrund zuneh-
mender – gesetzlicher wie planerischer – 
pauschaler Siedlungsabstände, aber auch 
aufgrund von anderen Steuerungsanliegen 
und rechtlichen Anforderungen für die Flä-
chen von Bestandswindparks zahlreiche 
Repoweringstandorte aus den planerischen 
Flächenkulissen von Konzentrationszonen-
planungen gefallen. § 245e Abs. 3 BauGB-E 
öffnet diese Flächen unter bestimmten Vo-
raussetzungen planungsrechtlich erneut 
und trifft damit eine von den konkreten 
Planwerken abweichende Regelung für 
Repoweringvorhaben. Auf diese Weise kön-
nen mit Inkrafttreten der Gesetzesänderun-
gen einzelne zusätzliche Flächen für die 
Windenergie an bereits genutzten und er-
schlossenen Standorten kurzfristig bereit-
gestellt werden. Eine weitergehende Be-
schränkung des derzeit nach § 245e Abs. 3 
S. 2 und 3 BauGB-E vorgesehenen „Veto-
rechts“ von Standortgemeinden könnte das 
Potenzial für kurzfristige Flächenbereitstel-
lungen weiter stärken.  

Sofern die nach § 245e Abs. 1-E einstweilen 
fortgeltenden Konzentrationszonenplanun-
gen einen Altstandort nicht länger für 
Windenergienutzungen ausweisen, gilt für 
diesen die Ausschlusswirkung nach § 35 
Abs. 3 S. 3 BauGB. Nach § 245e Abs. 3 S. 1 
BauGB-E soll diese Ausschlusswirkung 
Repoweringvorhaben aber grundsätzlich 
nicht länger entgegengehalten werden, da-
mit diese Standorte auch ohne vorange-
hende Planänderung kurzfristig für 
Repoweringprozesse genutzt werden kön-
nen. Dieser Grundsatz wird jedoch weitrei-
chend durch zwei Bedingungen einge-
schränkt: 

Zum einen darf die Zulassung eines 
Repoweringvorhabens an einem solchen 
Standort in Abweichung von dem jeweili-
gen Konzentrationszonenplan nicht dessen 
„Grundzüge“ berühren. Dies schränkt zwar 
die Öffnung von Altstandorten insbeson-
dere dort ein, wo das Wegplanen des 
Standorts ein primäres Ziel des 

 
10 Schmidt-Eichstaedt, Vorschlag 1, in: FA-Wind, 
Repowering im Planungsrecht fördern, 2021, S. 10 ff. 

Planungsträgers, bspw. im Sinne eines kon-
zeptuellen „Aufräumens der Landschaft“ , 
war. Wo dagegen ein Standort allein im 
Zuge der Einzelabwägung aus der Pla-
nungskulisse ausgeschieden wurde, sind 
die Grundzüge des Plans durch dessen 
Wiedereröffnung nicht berührt. Ein voll-
ständiger oder deutlich weitergehender 
Verzicht auf diese Beschränkung, wie er 
teilweise erwogen wurde10, hätte das Risiko, 
dass so die Funktionslosigkeit des betroffe-
nen Plans und damit die Notwendigkeit ei-
nes vollständig neuen Planungsverfahrens 
riskiert würde. Dies aber würde den Zubau 
im betroffenen Plangebiet gegebenenfalls 
auch jenseits der Altstandorte deutlich 
hemmen. Sollen aber jedenfalls bis zur 
Grenze der Grundzüge der Planung Stand-
orte wiedereröffnet werden, so wäre es hilf-
reich, den zuständigen Behörden hierfür 
eine Regelvermutung an die Hand zu ge-
ben. Es wird angeregt in § 245e Abs. 3 S. 1a 
BauGB-E die Vermutung aufzunehmen, 
dass die Grundzüge der Planung insbeson-
dere dann nicht berührt sind, wenn es sich 
um einen im Plangebiet vereinzelten 
Standort handelt oder wenn auch bei einer 
Mehrzahl an vergleichbaren Standorten im 
Plangebiet auf Grund deren Lage die we-
sentlichen Ziele des Plankonzeptes der vor-
handenen Planung allenfalls im unterge-
ordneten Umfang berührt werden.    

Zum anderen steht die Wiedereröffnung 
von Altstandorten nach § 245e Abs. 3 S. 2 
und 3 BauGB-E unter dem Vorbehalt, dass 
dem die Standortgemeinde „nicht wider-
spricht“. Rechtstechnisch kann auf Antrag 
der Gemeinde ein entsprechendes Bauge-
such jedenfalls bis zum 31.12.2024 (§ 245e 
Abs. 3 S. 2) ausgesetzt werden. Bei Vorlie-
gen nicht weiter qualifizierter planerischer 
Gründe und der begründeten Annahme, 
dass die Altstandorte zur Erfüllung des je-
weils maßgeblichen Flächenbeitragswerts 
nicht benötigt werden, ist eine Aussetzung 
gar bis Ablauf des 31. Dezember 2026 und 
damit bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist 

E. Eingeschränkte „Wiedereröffnung“ von 
Repoweringstandorten 
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für das erste Zwischenziel des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes möglich. Inwie-
weit eine kurzfristige Wiedereröffnung von 
Altstandorten nach § 245e Abs. 3 BauGB-E 
erfolgt, ist damit vollständig von den Ent-
scheidungen der Standortkommunen auch 
dort abhängig, wo die ursprünglich zu-
grunde liegende Planungsentscheidung, 
von der nun abgewichen werden soll, ab-
schließend bereits auf Raumordnungs-
ebene getroffen wurde. Will man sich im 
Sinne der kurzfristigen Flächenbereitstel-
lung nicht allein auf die weitgehend freie 
Entscheidung von Kommunen verlassen, 
die mit der finanziellen Teilhaberegelung 
nach § 6 EEG allerdings durchaus einen fi-
nanziellen Anreiz für die Wiedereröffnung 
haben, so kommt eine Beschränkung des 
„Vetorrechts“ in Betracht. Angeregt wird 
dessen Begrenzung auf bestimmte räum-
lich näher an der Wohnbebauung gelegene 
Vorhabenstandorte, etwa solche, die näher 
als 800 m an den Siedlungsgebieten liegen. 
Auf diese Weise könnten bereits erhebliche 
Repoweringpotenziale mit größerer Wahr-
scheinlichkeit erschlossen werden. Denkbar 
wäre zudem eine Formulierung zusätzli-
cher Anforderungen an das „Vetorecht“ der 
Kommunen. So könnte dieses, wie in ersten 
Fassungen der Formulierungshilfe gesche-
hen, zusätzlich davon abhängig gemacht 
werden, dass konkrete planerische Gründe 
im Sinne einer alternativen Nutzung des 
Altstandorts von der Kommune geltend ge-
macht werden müssen, die über ein bloßes 
Freihalteinteresse hinausgehen. Auch in 
diesen Fällen müssten die ordnungsrechtli-
chen Mindestvorgaben etwa des Immissi-
onsschutzrechts selbstverständlich weiter-
hin eingehalten werden.  
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Es wurde bereits an verschiedenen Stellen 
darauf hingewiesen, wie über den Stand 
der Formulierungshilfe hinaus Beschleuni-
gungspotenzial für die Flächenbereitstel-
lung gehoben werden könnte. Angeregt 
wurde 

▶ den Kommunen hierfür mittels Bundes-
gesetz Handlungsfreiheit zur Ausweisung 
weiterer Flächen einzuräumen oder zu-
mindest den Regionalplanungsträgern 
über die Regelung der „isolierten Positiv-
planung“ im Raumordnungsrecht die 
Möglichkeit geben, den Kommunen eine 
größere Handlungsfreiheit zu geben. Den 
Kommunen könnten zudem verstärkte 
wirtschaftliche Anreize für eine kurzfris-
tige Flächenausweisung gesetzt werden 
und die „isolierte Positivplanung“ für die 
kurzfristige Flächenbereitstellung auf 
Bauleitplanungsebene rechtssicher aus-
gestaltet werden (oben unter B.II.);  

▶ die Übergangsfristen für solche laufen-
den Verfahren zur Ausweisung von Eig-
nungsgebieten (nicht aber von Vorbe-
haltsgebieten) zu verlängern, die nach ih-
rem Planungskonzept der Erfüllung der 
Vorgaben des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes jedenfalls nahekommen, 
um diese Verfahren nicht zeitlich zurück-
zuwerfen (oben unter C. II.);  

▶ die Regelung für Repoweringstandorte 
nach § 245e Abs. 3 BauGB-E dahinge-
hend anzupassen, dass ein Regelbeispiel 
eingefügt wird, wann die Grundzüge der 
Planung durch die Zulassung eines 
Repowerings insbesondere nicht beein-
trächtigt werden, sowie das „Vetorecht“ 
der Gemeinden auf Standorte zu be-
schränken, die näher als 800 m von den 
Siedlungsgebieten entfernt liegen. (oben 
unter E.). 

Auch darüber hinaus bestehen weiterge-
hende Möglichkeiten den Gesetzentwurf 
im Sinne einer kurzfristigen Flächenbereit-
stellung zu ändern.  

I. Rotor-außerhalb-Flächen als 
Zweifelsregelung 

Eine unmittelbare Beschleunigung wäre 
dadurch zu erreichen, dass bestehende Flä-
chen besser ausgenutzt werden könnten. 
In der Praxis der Windflächenausweisung 
wird vielfach davon ausgegangen, dass die 
Rotorblätter einer Windenergieanlage 
nicht über die jeweiligen planerisch gezo-
genen Gebietsgrenzen hinausragen dürfen. 
Für die Bebauungsplanebene wird auf-
grund einer Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts davon ausgegangen, dass 
dieses Verständnis auf Grundlage des gel-
tenden Rechts verbindlich ist. 

Vielfach wird dieses Urteil zudem auch auf 
die Flächennutzungsplanebene übertra-
gen, obwohl hier die Grenzen einer Darstel-
lung von Bauflächen für die Windenergie 
nicht deren zulässigen Standort bezeich-
nen, was erhöhten Bestimmtheitsanforde-
rungen unterliegen würde, sondern allein 
die Konzentrationszone umschreiben, au-
ßerhalb derer Windenergievorhaben regel-
mäßig ausgeschlossen sind. Daher ist die 
Übertragung der Rechtsprechung zu Be-
bauungsplänen jedenfalls fragwürdig.  

Für die Raumordnungsebene herrscht da-
gegen die Ansicht vor, dass den Planungs-
trägern hier die Wahl zukommt, ob sie ein 
Überstreichen der Gebietsgrenzen zulassen 
wollen (Rotor-außerhalb-Flächen) oder ob 
dies nicht gestattet ist (Rotor-innerhalb-
Flächen). Nach einer jüngeren Entschei-
dung des OVG Lüneburg ist letzteres im 
Zweifel, das heißt in Abwesenheit einer 
ausdrücklichen anderweitigen Regelung, 
anzunehmen. § 2 Nr. 2 WindBG vollzieht 
diese Rechtslage für die Zwecke der An-
rechnung von Windenergiegebieten nach.  

Unter Beschleunigungsgesichtspunkten 
führt die Anerkennung dieser Rechtspre-
chung zu Verzögerungen. Damit auf der 
Grundlage von Raumordnungs- und ggf. 
auch Flächennutzungsplanungen, die 
keine explizite Regelung zum 

F. Zusätzliches Beschleunigungspotenzial 
heben 
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Überstreichen der Gebietsgrenzen getrof-
fen haben, ein Überstreichen gestattet wer-
den kann, müsste entsprechend der Ent-
scheidung des OVG Lüneburg zunächst 
eine formale und zeitintensivere Änderung 
des jeweiligen Plans durchgeführt werden. 
Es wird angeregt, stattdessen eine Zwei-
felsregelung jedenfalls für Raumordnungs-
pläne und auch für Flächennutzungspläne 
zu schaffen, nach der in Bestandsplänen 
und in zukünftigen Plänen ein Überschrei-
ten der Gebietsgrenzen möglich ist, mithin 
im Zweifel von einer Rotor-außerhalb-Pla-
nung auszugehen ist. Auf diese Weise wür-
den in bestehenden Konzentrationszonen 
ohne vorangehende Planänderung erhebli-
che zusätzliche Flächenpotenziale mit In-
krafttreten der Gesetzesänderung eröffnet.  

Eine solche Gesetzesänderung würde ins-
besondere nicht zur Funktionslosigkeit von 
Bestandsplänen führen. Ein Überschreiten 
der Gebietsgrenzen allein durch die Rotor-
blätter stellt das Planungsziel der Konzent-
ration von Windenergievorhaben schon 
nicht in Frage, so dass eine Funktionslosig-
keit schon deshalb ausscheidet.  

Bei der Entscheidung ist jedoch die Folge-
frage zu berücksichtigen, wie entspre-
chende Flächen im Rahmen des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes angerechnet 
werden. Eine Anrechnung bis zu den Ge-
bietsgrenzen ist deshalb nicht selbstver-
ständlich, da in vielen Fällen trotz der Ver-
mutung für eine Rotor-außerhalb-Planung 
das Gebiet nicht vollständig bis zu seiner 
Grenze ausgenutzt werden kann, wenn die 
Gebietsgrenze zugleich einen notwendigen 
Abstand gegenüber einer Wohnbebauung, 
einem Schutzgebiet oder einem anderwei-
tigen Schutzgut markiert, der in der Anla-
genzulassung nicht unterschritten werden 
darf. Insoweit bestünde bei einer Anrech-
nung als Rotor-außerhalb-Fläche die Ge-
fahr, dass Flächen angerechnet werden, die 
nicht für die Windenergie nutzbar sind. 
Dies ist abzuwägen mit dem kurzfristigen 
Flächenpotenzial, dass durch die Vermu-
tungsregelung zu erschließen ist.  

II. Verkürzung vorgesehener Fristen 

Das Windenergie-an-Land-Gesetz enthält 
zahlreiche Schritte, die mit Fristenregelun-
gen unterlegt sind. Dies sind: 

▶ 31. Mai 2023: Änderung bestehender Lan-
desgesetze zur Festsetzung pauschaler 
Mindestabstände, § 249 Abs. 3 S. 6 
BauGB-E 

▶ 31. Mai 2024: Nachweis 

▷ von Planaufstellungsbeschlüssen im 
Fall von landeseigener Planung, § 3 
Abs. 3 Nr. 1 WindBG-E oder 

▷ des Inkrafttretens von Landesgesetzen 
oder Raumordnungsplänen, die Teilflä-
chenziele für regionale oder kommu-
nale Planungsträger festsetzen, § 3 Abs. 
3 Nr. 2 WindBG-E 

▶ 31. Dezember 2026: Ausweisung des pro-
zentualen Anteils der Landesfläche nach 
Maßgabe der Anlage 1 WindBG-E (Flä-
chenbeitragswert im Umfang von durch-
schnittlich 1,4 %) für die Windenergie an 
Land 

▶ 31. Dezember 2026: Ausweisung des pro-
zentualen Anteils der Landesfläche nach 
Maßgabe der Anlage 1 WindBG-E (Flä-
chenbeitragswert im Umfang von durch-
schnittlich 2,0 %) für die Windenergie an 
Land 

Den Verfassern ist bewusst, dass einzelne 
dieser Fristen ambitioniert sind. Eine kriti-
sche Prüfung der Fristen auf zusätzliches 
Beschleunigungspotenzial wird nicht in 
Verkennung der mit einer Verkürzung ver-
bundenen Herausforderungen angeregt, 
sondern angesichts der hohen Bedeutung, 
die dem zeitnahen Windenergieausbau für 
Klimaschutz und Versorgungssicherheit zu-
kommt. Selbst eine Verkürzung nur der ge-
genwärtig eher für Vorbereitungshandlun-
gen vorgesehenen Fristen würde eine posi-
tive Beschleunigungswirkung hervorrufen, 
jedenfalls den eigentlichen Planungsver-
fahren mehr Zeit einräumen.  

Unter den vorgenannten Gesichtspunkten 
fällt der Blick insbesondere auf die nach 
§ 249 Abs. 3 S. 6 BauGB-E vorgesehene Frist 
vor dem 1. Juni 2023 um die Mindestab-
standsregelungen in den Ländern entspre-
chend der Vorgaben des § 249 Abs. 3 
BauGB in subsidiäre Abstandsregelungen 
umzuwandeln. Gerade mit Blick auf die Pla-
nungssituation in Bayern, wo die sog. 10 H-
Regelung regionalplanerische Gebietsfest-
legungen überlagert und diese derzeit für 
Windenergienutzungen sperrt, wäre eine 
frühere Öffnung dieser Flächen wün-
schenswert. Der für diese Änderung der 
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Landesgesetz erforderliche Aufwand ist 
eher als gering einzuschätzen, so dass eine 
Verkürzung der Frist keine unüberwindba-
ren Schwierigkeiten verursachen dürfte. 

Gem. § 3 Abs. 3 Nr. 1 bzw. Nr. 2 WindBG-E 
sind die Länder zudem vor dem 1. Juni 2024 
verpflichtet, im Falle landeseigener Pla-
nung zur Umsetzung der Vorgaben 
Planaufstellungsbeschlüsse vorzulegen 
und bei Herunterbrechen der Vorgaben auf 
regionale oder kommunale Planungsträger 
entsprechende Landesgesetze oder Raum-
ordnungspläne mit den Teilflächenzielen 
nachzuweisen. Hier sprechen zwei Gründe 
für ein mögliches Beschleunigungspoten-
zial: 

▶ Angesichts der auf Bundesebene vorhan-
denen aktuellen Potenzialuntersuchun-
gen, welche die wesentliche Grundlage 
für die erforderlichen Rechtsakte dar-
stellt und eigene Untersuchungen in den 
Ländern ersetzen kann, erscheint es 
durchaus möglich, die Entscheidungen 
schneller als in den derzeit vorgesehenen 
fast zwei Jahren ab heute zu treffen. 

▶ Zudem geht es bei der ersten Festlegung 
nur um einen Zwischenschritt, so dass 
mögliche Unschärfen in der Zuordnung 
der Flächenziele auf einzelne Planungs-
regionen im zweiten, derzeit bis 2032 ab-
zuschließenden Schritt korrigiert werden 
könnten. In der Abwägung von Beschleu-
nigung und Genauigkeit sprechen daher 
keine unüberwindbaren Argumente für 
eine zunächst erforderliche vertiefte Ana-
lyse. 

Daher erscheint es überlegenswert, auch 
hier eine frühere Frist als 31. Mai 2024 vor-
zusehen, um insgesamt den Zeitplan ver-
kürzen zu können oder jedenfalls den Pla-
nungsträgern möglichst viel Zeit für die 
Umsetzung der Vorgaben zu reservieren. 

Schließlich kann auch überlegt werden, die 
Frist für die tatsächliche Ausweisung ge-
genüber dem vorgeschlagenen 31. Dezem-
ber 2026 zu verkürzen. Bei der Entschei-
dung für diese Frist ist besonders zu be-
rücksichtigen, welche Planungsträger im 
Mittelpunkt der Regelung stehen sollen. 
Viele Planungsträger haben bereits vielfäl-
tige für die nun erforderlichen neuen Pla-
nungen nutzbare Erkenntnisse in früheren 
Planungsverfahren gesammelt und können 
daher schnell entsprechende Flächen iden-
tifizieren. Einzelne Planungsträger können 

dagegen eventuell auf keine Vorarbeiten 
zurückgreifen. Bei der Entscheidung über 
die Ausgestaltung der Ausweisungsfrist ist 
auch darüber zu entscheiden, ob sich der 
Gesetzgeber an den Planungsträgern ori-
entiert, die bereits in der Vergangenheit 
bemüht waren, entsprechende Flächen 
auszuweisen, oder eher auf diejenigen ab-
stellt, die quasi bei null starten. 

Zudem ist auch die mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf vorgeschlagene Vereinfa-
chung und damit Beschleunigung des Pla-
nungsrechts im Hinblick auf eine mögliche 
Verkürzung der Fristen zu würdigen. Bishe-
rige Planungen nahmen zwar durchaus bis 
zu fünf in Einzelfällen auch sieben oder 
mehr Jahre in Anspruch. Der nunmehr vor-
geschlagene Zeitraum von fast viereinhalb 
Jahre scheint daher keine übermäßige Be-
schleunigung zu sein oder ungebührlichen 
Druck aufzubauen. Eine Fristverkürzung 
würde allerdings eine entsprechende Prio-
risierung der Planungsträger für die anste-
hende Aufgabe der Windflächenauswei-
sung verlangen. Der Bund könnte diese bei 
dieser Aufgabe durch Serviceangebote und 
finanzielle Hilfen unterstützen. 

Besonders wenn die regionalen oder kom-
munalen Planungsträger schneller als bis-
her vorgesehen, Rechtssicherheit bezüglich 
ihrer Verpflichtungen erhielten, erscheint 
eine Beschleunigung durch Fristverkür-
zung für die meisten Planungsträger denk-
bar. Selbst ohne eine solche Klarheit könn-
ten die Planungsträger aber aufgrund der 
bekannten Potenzialstudien die auf sie ent-
fallenden Flächenziele abschätzen und be-
reits vor der landesgesetzlichen oder -pla-
nerischen Festlegung mit ihrer Planung 
starten. 

III. Vorziehen von 
Flächenausweisungen 

Eine zusätzliche Beschleunigung der Flä-
chenbereitstellung könnte schließlich mit 
Blick auf Länder erreicht werden, die ihre 
Flächenbeitragsziele für das erste Teilziel 
bis Ende 2026 bereits erfüllt haben. Man 
würde diese Länder nicht überfordern, wür-
den sie in diesem Fall bereits dazu ver-
pflichtet, einen Anteil ihrer Verpflichtun-
gen, die aktuell erst bis Ende 2032 zu erfül-
len sind, vorzuziehen. Zudem würde man 
damit entgegenwirken, dass durch zeitliche 
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Staffelung der Flächenbeitragswerte ge-
rade in solchen Planungsregionen und Län-
dern eine Planungsdynamik wegen bereits 
erbrachter Leistungen ausgebremst wird, 
die schon bislang ambitioniert agiert ha-
ben. Dem liegt der Gedanke des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes zugrunde, dass 
die Länder je nach ihren Möglichkeiten, das 
heißt ihren Flächenpotenzialen, aber auch 
ihren zeitlichen Möglichkeiten zu dem bun-
desweiten Flächenbedarf beitragen sollen. 
Insoweit würde dieser Grundgedanke des 
Windenergieflächenbedarfsgesetzes hier 
konsequent fortgeführt. 

IV. Positive Vorwirkung von 
Planentwürfen 

Gem. § 245e Abs. 1 BauGB-E können Kon-
zentrationszonenplanungen noch bis Ende 
2026 ihre Ausschlusswirkung nach § 35 
Abs. 3 S. 3 BauGB entfalten. Planungsver-
fahren zur Ausweisung zusätzlicher Flä-
chen für die Erfüllung der Flächenbeitrags-
werte müssen hier deshalb keine Plansi-
cherungsinstrumente nutzen. Die Aus-
schlusswirkung der bisherigen Konzentrati-
onszonenplanungen auch für die neu aus-
zuweisenden Gebiete entfällt erst mit In-
krafttreten der neuen Planung, die dann 
ihre konzentrierende Wirkung über den 
Mechanismus des § 249 Abs. 2 BauGB-E 
entfalten wird. Daraus folgt, dass in diesen 
Gebieten die neuen Flächen im schlechtes-
ten Fall erst Ende 2026 oder kurz zuvor 
nutzbar sein könnten.  

Es wird angeregt deshalb eine Regelung im 
Windenergie-an-Land-Gesetz zu erlassen, 
nach der bereits die Planentwürfe für 
Windenergieplanungen positive Vorwir-
kungen in dem Sinne entfalten, dass in den 
im Entwurf vorgesehenen Gebieten bzw. 
Flächen für die Windenergie ein Zubau be-
reits vor Inkrafttreten des neuen Plans, 
nämlich bei Erreichen von dessen Planreife 
möglich ist. Eine entsprechende gesetzli-
che Umsetzung in § 35 Abs. 3 BauGB 
könnte durch die Schaffung eines neuen 
Satz 4 geschehen, der in der Form eines ne-
gativen Regelbeispiels eine Ausnahme von 
der regelhaften Ausschlusswirkung nach 

 
11 Referentenentwurf des Bundesministeriums für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen, Bearbei-
tungsstand 31.05.2022, 2 ROGÄndG, S. 4 f. 

§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB schafft, die nach 
§ 245e Abs. 1 BauGB befristet aufrechterhal-
ten wird.  

V. Beschleunigung von 
Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs-
verfahren stellt einen zentralen, aber zeit-
aufwändigen Verfahrensschritt dar. Um 
diesen in raumordnerischen Planaufstel-
lungsverfahren zu beschleunigen, werden 
laut einem Referentenentwurf zur Ände-
rung des Raumordnungsgesetzes eine zu-
nehmende Digitalisierung dieser Beteili-
gungsverfahren geplant11. Zudem „soll“ eine 
erforderlich werdende erneute Öffentlich-
keitsbeteiligung infolge der Änderung der 
Planentwürfe nach § 9 Abs. 3 ROGÄndG-E 
regelmäßig (bislang „kann“) auf die von der 
Änderung erstmalig oder stärker berührte 
Öffentlichkeit beschränkt werden. In Ver-
fahren der Bauleitplanung liegt eine solche 
Beschränkung einer erneuten Öffentlich-
keitsbeteiligung im Ermessen der jeweili-
gen Behörde.  

Die beabsichtigten Änderungen können ei-
nen Beschleunigungseffekt erzielen. Dieser 
bleibt jedoch begrenzt und wird nur be-
dingt verhindern, dass sich während der er-
neuten Öffentlichkeitsbeteiligung von 
Neuem Veränderungen ergeben, die eine 
Änderung der Planentwürfe und damit 
eine weitere Öffentlichkeitsbeteiligung zur 
Folge hat. Ein Ausweg aus den mancher-
orts bei Windenergieplanungen zu be-
obachtenden Endlosschleifen dürfte damit 
noch nicht gefunden sein.  

Eine weitere Beschleunigung oder besser 
Begrenzung der weiteren, nicht der ersten 
Öffentlichkeitsbeteiligung bleibt deshalb 
sinnvoll. Aufgrund der insoweit bestim-
menden europa- und völkerrechtlichen 
Vorgaben muss diese in den Rahmen hö-
herrangigen Rechts eingepasst werden. So-
fern diese im aktuellen Gesetzgebungsver-
fahren nicht möglich ist, sollte sie aufgrund 
ihrer Bedeutung für eine Verfahrensbe-
schleunigung zeitnah nachgeholt werden, 
um noch rechtzeitig auf die nach 
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Inkrafttreten des Windenergie-an-Land-Ge-
setzes beginnenden Planungsverfahren 
einzuwirken. 

Eine weitere Beschleunigungsmöglichkeit 
könnte in der Neuregelung der Anforde-
rungen an die Bearbeitung von Einwen-
dungen liegen, die im Rahmen einer Öf-
fentlichkeitsbeteiligung eingehen. Die 
schiere Anzahl an Eingaben von Bürgerin-
nen und Bürgern bindet viel Personalres-
sourcen und Zeit. Auch hier sind völker- 
und europarechtliche Grenzen zu beach-
ten, eine Straffung des Verfahrens durch 
eine Neuregelung, die eine stärker digitali-
sierte Bearbeitung gerade gleichförmiger 
Einwendungen ermöglicht, erscheint aber 
nicht ausgeschlossen. 
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I. Anforderungen an auszuweisende 
Flächen klarstellen 

Im Rahmen der bisherigen Konzentrations-
zonenplanung hat die Rechtsprechung im-
mer wieder klargestellt, dass die Planungs-
träger nicht dazu verpflichtet sind, die für 
die Windenergie bestgeeigneten Flächen 
auszuweisen. § 249 Abs. 6 S. 2 BauGB-E 
greift dies auf und hält für den gerichtli-
chen Kontrollmaßstab noch einmal (dekla-
ratorisch) fest, dass es für die Rechtswirk-
samkeit eines Plans unbeachtlich ist, „ob 
und welche sonstigen Flächen im Pla-
nungsraum für die Ausweisung von Wind-
energiegebieten geeignet sind“. Auf der an-
deren Seite folgt schon aus dem allgemei-
nen Gebot der Planerforderlichkeit, dass 
eine Ausweisung ungeeigneter Flächen un-
zulässig ist.  

Da weder auf Raumordnungs- noch auf 
Flächennutzungsplanebene konkrete 
Standorte, sondern vielmehr Flächen bzw. 
Gebiete für die Windenergie ausgewiesen 
werden, hatte die Rechtsprechung in der 
Vergangenheit dem Substanzgebot ent-
nommen, dass die Planungsträger ver-
pflichtet seien, sicherzustellen, dass sich die 
Windenergie in den ausgewiesenen Flä-
chen regelmäßig und nicht nur im Einzel-
fall wird durchsetzen können. Dies setzt vo-
raus, dass die ausgewiesenen Flächen allein 
Hemmnisse von einer Dichte und Schwere 
aufweisen, dass sie regelmäßig auf Zulas-
sungsebene überwunden werden können. 
Da im neuen Rechtsrahmen das Substanz-
gebot für die Windenergie keine Rolle 
mehr spielt, sollte jedenfalls in der Geset-
zesbegründung klargestellt werden, dass 
die hieraus abgeleitete Anforderung an die 
Flächeneignung gleichwohl fort gilt. Mög-
lich wäre es auch diesen Aspekt im Rah-
men von § 249 Abs. 6 BauGB-E ausdrück-
lich zu regeln.  

Hinzuweisen ist zudem darauf, dass eine 
explizite Regelung zum Umgang mit Hö-
henbeschränkungen im Windenergieflä-
chenbedarfsgesetz, namentlich in dessen 

§ 4 nicht vorhanden ist. Zwar unterliegen 
auch Höhenbeschränkungen dem Vorbe-
halt, dass sie die Eignung der Flächen für 
aktuell am Markt verfügbare und wirt-
schaftlich nutzbare Windenergieanlagen 
nicht in Frage stellen dürfen. Insoweit kann 
diese Problematik auf der Grundlage der 
allgemeinen Regelungen grundsätzlich ge-
löst werden. Im Rahmen des Monitorings 
sollte gleichwohl ein Fokus auf den Einsatz 
von Höhenbeschränkungen in den Plan-
werken gelegt werden, um ggf. deren An-
rechnung explizit einzuschränken.  

Hilfreich wäre es zudem insbesondere mit 
Blick auf den Bereich des Artenschutzes 
den Planungsträgern Vorgaben zu machen, 
wie tiefgehend dieser Aspekt bereits auf 
Planungsebene zu bearbeiten ist, das heißt, 
welche Untersuchungs- und Abwägungs-
tiefe hier zu erreichen ist. Dies ist gerade 
auch mit Blick auf die geplanten Änderun-
gen im Artenschutzrecht sinnvoll, wenn die 
planerische Ausweisung von Windenergie-
gebieten insbesondere die Alternativenprü-
fung des Artenschutzrechts letztlich vorbe-
reiten soll. § 9a Abs. 2 BauGB-E sieht, ge-
nauso wie § 8 Abs. 5 ROG-E, eine Ermächti-
gung für eine Rechtsverordnung vor, um 
diese Fragen zu konkretisieren. Es wird an-
geregt, hiervon zeitnah nach Klärung der 
Änderungen im Bundesnaturschutzgesetz 
Gebrauch zu machen, um den Planungsträ-
gern in diesem Punkt frühestmöglich Klar-
heit zu geben. 

II. Repoweringstandorte in neuen 
Planungen stärken 

§ 245e Abs. 3 BauGB-E adressiert bislang 
solche Altstandorte, die in bestehenden 
Planwerken keine Berücksichtigung gefun-
den haben. Eine Regelung, welche die Be-
deutung des Repowering in künftigen Pla-
nungen stärkt, ist bislang nicht vorgesehen. 
Zwar ist der Repoweringbelang bereits 
heute bei der Ausweisung von Windener-
giegebieten nach den allgemeinen Regeln 
des Abwägungsgebots zu berücksichtigen. 
Ein besonderes Gewicht kommt dem 

G. Wo besteht darüber hinaus 
Handlungsbedarf? 
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Belang aber nicht zu, so dass immer wieder 
etablierte und infrastrukturell erschlossene 
Standorte „weggeplant“ werden. Um solche 
Standorte in der Zukunft weitergehend zu 
erhalten, könnte der Repoweringbelang ex-
plizit als Optimierungsgebot ausgestaltet 
werden, was ihm ein abstrakt höheres Ge-
wicht in der Abwägung verleihen würde. 
Planungsträger wären dann immer noch in 
der Lage, bei Vorliegen qualifizierter 
Gründe sich über die abstrakte gesetzgebe-
rische Wertung hinwegzusetzen und Alt-
standorte bspw. zum Zwecke des Aufräu-
mens der Landschaft zu streichen. Die Pla-
nungsträger hätten so jedoch insbesondere 
eine gesteigerte Begründungslast12. 

Noch weitergehend könnte der Bundesge-
setzgeber – wenn auch nicht abweichungs-
fest –die auch in Zukunft mögliche raum-
ordnungsrechtliche Ausschlusswirkung von 
Gebietsfestlegungen gegenüber den Kom-
munen mit Blick auf Altstandorte be-
schränken. Auf diese Weise würde die Ent-
scheidung über den Erhalt solcher Stand-
orte, die raumordnerisch dann als sog. 
Weißflächen zu betrachten sind, an die 
Kommunen delegiert.   

III. Einheitlichkeit der 
Flächenanrechnung für Teilziele 
nach § 4 WindBG-E wahren 

Nach § 4 WindBG, der die Anrechenbarkeit 
von Flächen auf die Flächenbeitragswerte 
der Länder regelt, werden grundsätzlich 
nur solche Flächen anerkannt, die in ausge-
wiesenen Windenergiegebieten liegen und 
damit planungsrechtlich grundsätzlich 
dauerhaft der Windenergienutzung zur 
Verfügung stehen. Mit Blick auf das erste 
Teilziel (Anlage 1 Spalte 1 WindBG) wird die-
ser Grundsatz der Anerkennung allein pla-
nerisch gesicherter Flächen auch konse-
quent durchgehalten.  

Mit Blick auf das zweite Teilziel (Anlage 2 
Spalte 2 WindBG-E) führt die erst spät in 
die Formulierungshilfe gelangte Regelung 
nach § 4 Abs. 1 S. 3 WindBG-E zu einem ab-
weichenden Ergebnis. Danach werden Flä-
chen auch dann auf die für das zweite 

 
12 Wegner, Reformansätze zum Planungsrecht von 
Windenergieanlagen, Würzburger Studie zum Umwel-
tenergierecht Nr. 26 vom 11.02.2022, S. 57 f. 

Teilziel geltenden Flächenbeitragswerte 
angerechnet, auf denen zwar eine Wind-
energieanlage betrieben wird, eine Flä-
chenausweisung die Fortführung dieser 
Nutzung durch ein späteres Repowering 
aber nicht absichert.  

Es wird geraten, ein solches Auseinander-
fallen der Anrechungsregelungen für das 
erste und das zweite Teilziel zu vermeiden 
und die Regelung in § 4 Abs. 1 S. 3 WindBG-
E zu streichen. Ersichtlich soll diese Rege-
lung vermeiden, dass für das Jahr 2032 Flä-
chen für die Windenergie ausgewiesen 
werden, die für die zu installierende Wind-
energieleistung nicht erforderlich sind, weil 
außerhalb der Flächenkulisse noch Anlagen 
betrieben werden. Nicht nur handelt es sich 
dabei aber allenfalls um ein vorübergehen-
des Phänomen, da die Anlagen außerhalb 
der ausgewiesenen Flächen nach und nach 
zurückgebaut werden müssten. Vielmehr 
würde dies auch dazu führen, dass die Flä-
chenbeitragswerte, sofern sie zuvor exakt 
erfüllt waren, durch den Abbau jeder weite-
ren Anlage unterschritten würden, was zur 
vorübergehenden Geltung der Außbenbe-
reichsprivilegierung im gesamten Plange-
biet führte. Insoweit würden erneut Anla-
gen außerhalb der ausgewiesenen Gebiete 
zugebaut werden. Soll dies vermieden wer-
den, muss aber von vorne herein zusätzli-
che Fläche ausgewiesen werden. Will man 
den Zubau gleichwohl auf das nach dem 
Windenergieflächenbedarfsgesetz erfor-
derliche Maß reduzieren, so sollte dies viel-
mehr durch eine Ausweisung der Altstand-
orte oder der Verknüpfung ausgewiesener 
Flächen mit den Altstandorten außerhalb 
der Gebietskulisse im Sinne des § 249 Abs. 
8 BauGB-E bzw. § 7 Abs. 1 S. 2 ROG gesche-
hen. Auf diese Weise können die Planungs-
träger die Bebauung neuer Flächen vom 
Abbau von Anlagen auf Altflächen abhän-
gig machen (sog. standortverlagerndes 
Repowering). Für die Regelung des § 4 Abs. 
1 S. 3 WindBG-E besteht dagegen kein er-
kennbares Bedürfnis.     
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IV.  „Bauflächen“ in § 2 Nr. 1 a 
WindBG-E ergänzen 

In § 2 Nr. 1 a WindBG-E werden Windener-
giegebiete definiert. Danach können dies in 
Flächennutzungsplänen allein „Bauge-
biete“ sein. Solche Baugebiete können zwar 
nach § 1 Abs. 2 BauNVO in Flächennut-
zungsplänen durchaus ausgewiesen wer-
den. In der Praxis der Flächenausweisung 
für die Windenergie ist es jedoch so, dass 
auf Flächennutzungsplanebene hierfür 
ganz überwiegend sog. Bauflächen nach § 1 
Abs. 1 BauNVO in der Form von Sonderbau-
flächen dargestellt werden. Der Begriff der 
„Baufläche“ sollte deshalb in § 2 Nr. 1 a 
WindBG-E ergänzt werden.  

V. Anrechnung von 
Vorbehaltsgebieten nach § 2 Nr. 1 b) 
WindBG-E streichen 

Mit der Umstellung der Planungsverfahren 
für Windenergiegebiete auf Positivplanun-
gen sollen in Zukunft nach § 2 a) WindBG 
nur noch Positivausweisungen wie Vor-
ranggebiete als Windenergiegebiete ver-
standen werden. Für den Übergangszeit-
raum, in dem die bisherigen Konzentrati-
onszonenplanungen gem. § 245e Abs. 1 
BauGB-E fortgelten, sollen zudem gem. § 2 
Nr. 1 b) i. V. m. § 4 Abs. 1 WindBG-E auch 
Eignungsgebiete auf die Teilflächenziele 
angerechnet werden. Dies ist naheliegend, 
weil der raumordnerische Gebietstyp der 
Eignungsgebiete in verschiedenen Bundes-
ländern für die Umsetzung von Konzentra-
tionszonenplanungen mit den Wirkungen 
des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB genutzt wurde. 
Zwar wurde hinsichtlich dieses Gebietstyps 
immer wieder der Zweifel geäußert, ob ihm 
auch innergebietliche Zielwirkung zu-
kommt und er ausreichend sicherstellt, 
dass sich Windenergievorhaben auf den 
ausgewiesenen Flächen durchsetzen kön-
nen. Insoweit wurde die Eignung dieses Ge-
bietstyps für die Konzentrationszonenpla-
nung durchaus in Frage gestellt. Die Recht-
sprechung ist mit diesem dogmatischen 
Streit jedoch stets pragmatisch umgegan-
gen und hat Eignungsgebiete als geeignet 
für Konzentrationszonenplanungen aner-
kannt, sofern durch entsprechende Unter-
suchungen der Flächen ausreichend 

sichergestellt wurde, dass sich Windener-
gievorhaben hier regelmäßig und nicht nur 
im Einzelfall werden durchsetzen können. 
Mit dieser Vorgabe der Rechtsprechung im 
Bereich der Konzentrationszonenplanung 
wurden die diskutierten raumordnerischen 
Unterschiede zwischen Eignungs- und Vor-
ranggebiete jedenfalls weitgehend einge-
ebnet.  

Anders ist dies jedoch für die ebenfalls 
nach § 2 Nr. 1 b) i. V. m. § 4 Abs. 1 WindBG-E 
für den Übergangszeitraum mögliche An-
rechnung von Vorbehaltsgebieten. Nicht 
nur haben diese weitgehend unstreitig al-
lein Grundsatzqualität, so dass sie nachfol-
gende Planungsträger nicht streng binden 
und diese von der Ausweisung eines Vorbe-
haltsgebiets für die Windenergie auch 
noch im Rahmen der Abwägung abwei-
chen können. Vielmehr ist diese Gebietska-
tegorie wegen ihrer alleinigen Grund-
satzqualität auch niemals für Konzentrati-
onszonenplanungen herangezogen wor-
den. Planungsträger mussten bei ihrer Nut-
zung – anders als bei Eignungsgebieten – 
mithin gerade nicht sicherstellen, dass sich 
die Windenergie hier regelmäßig würde 
durchsetzen können. Vielmehr konnte der 
nachfolgenden Planungsebene eine weit-
gehende Konkretisierungsbefugnis einge-
räumt werden.  

Nach der vorstehenden Beschreibung wür-
den mit Vorbehaltsgebieten mithin gem. 
§ 2 Nr. 1 b) i. V. m. § 4 Abs. 1 WindBG-E Flä-
chen auf die Beitragswerte der Länder an-
gerechnet, bei denen gar nicht feststeht, 
ob hier Windenergieanlagen regelmäßig 
zulässig sein werden. Ihre Gleichbehand-
lung mit Eignungsgebieten ist vor dem 
Hintergrund der Besonderheiten der Kon-
zentrationszonenrechtrechtsprechung des-
halb nicht gerechtfertigt. Sie sollten des-
halb in § 2 Nr. 1 b WindBG gestrichen wer-
den.   

VI. Mechanismus zur Feststellung 
der Flächenbeitragswerte 
vereinfachen 

§ 5 WindBG-E regelt, wie festgestellt wird, 
ob die Flächenbeitragswerte durch Auswei-
sung ausreichender Windflächen erreicht 
werden. Nach § 249 Abs. 2 S. 3 BauGB-E ist 
der Eintritt der konzentrierenden Wirkung 
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bei Erfüllung der Flächenbeitragswerte 
ausgestaltet als „gesetzliche Folge der Fest-
stellung“. Dieser Zusammenhang zwischen 
§ 5 WindBG-E und § 249 Abs. 3 S. 3 BauGB-E 
legt ein Verständnis nahe, wonach der 
Feststellung nach § 5 WindBG-E eigenstän-
dige Bedeutung zukommt. Dies wäre dann 
problematisch, wenn hieraus folgte, dass 
die Beseitigung der konzentrierenden Wir-
kung des § 249 Abs. 1 BauGB-E nicht allein 
bspw. die gerichtliche Aufhebung einer Ge-
bietsausweisung oder deren Nicht-Anwen-
dung im Rahmen einer Inzidentkontrolle 
und damit das tatsächliche Unterschreiten 
des Flächenbeitragswerts voraussetzt, son-
dern eine hiervon gesonderte Feststel-
lungsklage verlangt, um zunächst auch die 
rechtlichen Wirkungen der Feststellung 
nach § 5 WindBG-E zu beseitigen.  

Um dies auszuschließen sollte § 249 Abs. 2 
S. 3 BauGB-E dahingehend geändert wer-
den, dass der Eintritt der Rechtsfolge nicht 
gesetzliche Folge der Feststellung, sondern 
des Erreichens des jeweils maßgeblichen 
Flächenbeitragswerts ist. Zudem könnte 
eine Klarstellung im Rahmen von § 5 
WindBG-E erfolgen, wonach die Feststel-
lung kein gesondert angreifbarer Rechtsakt 
ist, sondern allein der Transparenz der 
Rechtslage dient. 

Um diese Transparenz nicht nur bei Errei-
chen der Fächenbeitragswerte zu erzielen, 
sondern auch bei deren nachträglichem 
Unterschreiten, sollte § 5 WindBG-E zudem 
um eine Pflicht zur Feststellung des Unter-
schreitens der Flächenbeitragswerte, das 
heißt zu dessen Bekanntgabe, ergänzt wer-
den  

VII. Wertung des überragenden 
öffentlichen Interesses für die 
Ausweisungsentscheidungen 
verankern 

Mit § 2 EEG 2023 soll klargestellt werden, 
dass die erneuerbaren Energien im überra-
genden öffentlichen Interesse liegen und 
der öffentlichen Sicherheit dienen. Auch für 
die Abwägungsentscheidungen im Rah-
men der Regional- bzw. Bauleitplanung 
und mehr noch bei Anwendung des pla-
nungsrechtlichen Zulassungstatbestands 
des § 35 BauGB ist die gesetzliche Gewich-
tungsentscheidung vor Relevanz. Um den 

Planungsträgern und Zulassungsbehörden 
diese Feststellung deutlich vor Augen zu 
führen, sollte die Festschreibung des über-
ragenden öffentlichen Interesses und der 
öffentlichen Sicherheit auch im Windener-
gie-an-Land-Gesetz explizit verankert wer-
den. 
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Der Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion für eine zusätzlich Änderung der „Er-
neuerbare-Energien-Richtlinie“ im Rahmen 
des REPowerEU-Plans13 enthält unter ande-
rem den Vorschlag für die Einführung sog. 
„go-to“-Gebiete. Hierbei soll es sich nach 
derzeitigem Stand um Gebiete handelt, die 
in Anbetracht ihrer Besonderheiten bei ei-
ner bestimmten Art erneuerbarer Energie 
keine erheblichen Umweltauswirkungen 
erwarten lassen (Art. 15c Abs. 1 a)). Bei ihrer 
Ausweisung sollen die Gebiete im Rahmen 
einer Umweltprüfung bereits auf mögliche 
Umweltauswirkungen untersucht und ge-
gebenenfalls Minderungsmaßnahmen fest-
gelegt werden, um mögliche negative Um-
weltauswirkungen zu vermeiden oder je-
denfalls erheblich zu verringern (Art. 15c 
Abs. 1 b), Abs. 2).  

Innerhalb von „go-to“-Gebieten soll dann 
auf Zulassungsebene eine weitere Umwelt-
verträglichkeitsprüfung grundsätzlich ent-
behrlich sein (Art. 16a Abs. 3) und eine Ver-
mutung gelten, nach der auch die arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände 
nicht verletzt sind (Art. 15c Abs. 1 b)).  

Auch wenn die Wirkungen der „go-to“-Ge-
biete, ihr Anwendungsbereich und ihre 
mögliche Einpassung ins deutsche Pla-
nungsrecht aufgrund des Entwurfsstands 
der Richtlinie noch nicht vollends erkenn-
bar sind, so wird doch das erhebliche Po-
tenzial dieser Gebiete für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien allgemein und der 
Windenergie im Besonderen erkennbar. So 
könnte insbesondere die Vermutungsrege-
lung für eine Einhaltung der artenschutz-
rechtlichen Vorschriften dazu führen, dass 
eigenständige vorhabenbezogene Arten-
schutzprüfungen innerhalb solcher „go-to“-
Gebiete nicht erforderlich sind.  

Planerisch würde die Umsetzung solche 
„go-to“-Gebiete ihre Ausweisung entspre-
chend den Vorgaben einer Richtlinienum-
setzung voraussetzen. Nach der jetzigen 
Entwurfsfassung der Richtlinie wäre dafür 
die Durchführung einer strategischen 

 
13 COM(2022) 222 final, Vorschlag vom 18.5.2022 für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 

Umweltprüfung und der Erlass geeigneter 
Vorschriften zu ggf. zu ergreifenden Minde-
rungsmaßnahmen, mit denen mögliche 
negative Umweltauswirkungen vermieden 
oder jedenfalls erheblich verringert werden 
können, erforderlich.  

Der Richtlinien-Entwurf sieht nicht vor, 
dass die „go-to“-Gebiete die alleinige Form 
der Flächenausweisung sein sollten. Daher 
wären sie nicht zwingend mit den in 
Deutschland für die Windenergie ausge-
wiesenen Windenergiegebieten deckungs-
gleich. Anderseits wäre dies auch nach 
dem Richtlinien-Entwurf nicht ausge-
schlossen, solange bei der Konzentrations-
zonenplanung auch die erforderlichen eu-
roparechtlichen Anforderungen eingehal-
ten werden.  

Da es sich bei den „go-to“-Gebieten um 
eine besondere Gebietsform handelt, 
könnte diese auch unabhängig von der 
Konzentrationszonenplanung in einem 
zweiten, von den mit dem Windenergie-an-
land-Gesetz anstehenden Planungsverfah-
ren für die Windenergie gesonderten 
Schritt ausgewiesen werden. Es würden da-
mit spezielle Bereiche geschaffen, bei de-
nen zwar der planerische Aufwand erhöht 
sein könnte, in denen insbesondere mit 
Blick auf die Umweltverträglichkeitsprü-
fung und in deren Rahmen stattfindende 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie eine Ar-
tenschutzprüfung aber Erleichterungen 
gelten würden, die zu einer erheblichen Be-
schleunigung der Zulassungsverfahren 
führten. Während eine verbindende Lösung 
zwischen „go-to-Gebieten und Konzentrati-
onszonenplanung einen schnellere Lösung 
für die Ausweisung dieser neuen Gebiets-
form verspräche, wäre anderseits eine par-
tiell dem Vereinfachungsbemühen des vor-
liegenden Gesetzentwurfes gegenläufige 
Entwicklung möglich. Durch zusätzliche 
Anforderungen könnten neue Fehlerquel-
len entstehen, die zur Angreifbarkeit der 
Ausweisungen führen könnten. 

Quellen, der Richtlinie 2010 /31/EU über die Gesamte-
nergieeffizienz von Gebäuden sowie der Richtlinie 
2012/27/EU zur Energieeffizenz, 

H. Ausblick: Go-To-Gebiete 
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